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Nur ein neues Team
kann Neues bewirken

In der Diskussion um neue Köp-
fe im Stadtrat Rapperswil-Jo-
na geht es nicht darum, ob die

heutigen Mitglieder zu wenig geleis-
tet haben. Ihr teilweise jahrzehnte-
langer Einsatz für die Stadt ist un-
bestritten zu schätzen und zu würdi-
gen. Gerade der Amtsälteste, der heu-
tige BauvorsteherWalter Domeisen,
war lange, sehr lange eine ausseror-
dentlich prägende Figur mit Charis-
ma und Köpfchen. Und er hatte auch
das notwendige Durchsetzungsvermö-
gen, das es sowohl als Stadtpräsident
von Rapperswil, aber auch als Stadt-
rat von Rapperswil-Jona gebraucht hat.

Doch jetzt ist ein Neuanfang nö-
tig. Ein kompletter, auch wenn
man getrost das Schulpräsi-

dium von Thomas Rüegg dabei aus-
klammern kann. In dem Führungsva-
kuum, das BenediktWürth hinterlassen
hat, machte der Stadtrat eine schlechte
Figur. Die Ratlosigkeit, welche die Zeit
vor der Tunnelabstimmung überschat-
tet hat und die noch immer spürbar
ist, muss ein Ende haben. Die Stadt-
regierung muss das Heft wieder in die
Hand nehmen und den Draht zur Be-
völkerung wieder finden. Dazu hat sie
mit Erich Zoller wohl den richtigen
Mann an ihrer Spitze, der unabhängig
und mit der nötigen Distanz zum Ge-
wesenen, aber auch mit viel Erfahrung
seine Position in der Stadt aufbauen
kann. Es ist klar, dass das der Stadtprä-

sident nicht allei-
ne kann, er braucht
ein Team – den
Stadtrat.Aber er
braucht jetzt ein
neues Team, das
die Makel der letz-
ten Zeit abstrei-
fen kann und unbe-
lastet an die Arbeit
geht. Für die Be-
völkerung wäre ein
neuer Stadtrat ein

wichtiges Signal, dass es die Stadt ernst
meint und aus den vergangenen Feh-
lern gelernt hat. Für die jetzigen Stadt-
räte kann das wohl etwas frustrierend
sein.Aber die Stadt braucht jetzt die-
sen Neuanfang.Vor allem, weil solche
Zäsuren heilsam sein können.Aber es
braucht dafür auch die richtigen Köpfe.

Politische Verantwortung liegt bei
den Parteien – aber nicht nur.
Das Gewerbe beispielsweise

zeigt, dass es gewillt ist, bei der Aus-
wahl mitzumischen. Das ist erfreulich.
Die Ortsparteien müssen aber ebenso
frühzeitig und vor allem ernsthaft ihre
Aufgabe anpacken. Sie haben jetzt ein
Jahr Zeit, für einen Neuanfang zu sor-
gen und die besten Männer und Frauen
zu stellen für die wichtigstenÄmter in
der Stadt.Ausreden gibt es keine mehr.
Und wie der Stadtrat müssen jetzt auch
die Parteien beweisen, dass sie wissen,
was die Stadt jetzt braucht.

Michael Kaspar
Redaktionsleiter

PRO

Erfahrung und Kontinuität
sind wichtig

M it der da und dort laut gewor-
denen Forderung nach einer
Neubesetzung des Stadtrates

sollte man nicht gleich das Kind mit
dem Bade ausschütten. In einer Exeku-
tive braucht es nicht bloss brillante
Köpfe, sondern auch stille Schaffer mit
einem gerüttelt Mass an Pragmatismus.
Hier zählen Erfahrung und Beharrlich-
keit. Sorgfältig vorgenommene Güter-
abwägungen sind wichtig. Das nötige
Know-how um eine Stadt in der Grösse
von Rapperswil-Jona zu lenken, erwirbt
man sich nicht von einemTag auf den
andern.

Natürlich spricht nichts dagegen,
dass das eine oder andere Exe-
kutivmitglied nach einer länge-

renAmtszeit zurücktritt. Das sorgt ge-
wissermassen für die notwendige Blut-
auffrischung. Es zahlt sich aber kaum
aus, wenn mehr oder weniger alle das
zugleich tun. Denn es braucht auch die-
jenigen, die dasWissen an die Nachrü-
ckenden weitergeben und für Kontinui-
tät sorgen. So muss nicht unnützerweise
viel Energie darauf verwendet werden,
das Rad wieder neu zu erfinden. Eine
Mischung aus mehrheitlich bisherigen
Stadträtinnen und Stadträten und weni-
gen Neulingen ist für Rapperswil-Jona
besser. Schliesslich startet ja auch kaum
ein Fussballklub mit einer komplett
neuen Mannschaft in die Saison.Viel-
mehr setzt er auf die guten und erfah-
renen Spieler. Sie bilden das Gerippe

der Mannschaft.
Nach und nach in-
tegriert dann der
Trainer neue Spie-
ler ins Team. So
muss das auch in
einer Stadtregie-
rung funktionieren.
Denn auch Stadträ-
tinnen und Stadträ-
te müssen ein gut
eingespieltes Team
bilden, damit sie

ihre vielschichtigenAufgaben erfüllen
können.

Bedenken in der Diskussion um
neue Köpfe im Stadtrat muss
man, dass der Stadtrat in seiner

jetzigen Zusammensetzung seine
Arbeit in der Sache gut gemacht hat.
Das Einzige, was man ihm vorwerfen
kann, sind Defizite in der Kommunika-
tion. Doch besser zu kommunizieren,
kann man lernen. Deswegen muss man
sicher keinen ganzen Stadtrat austau-
schen. Zudem ist es einfach, nach neu-
en Köpfen zu rufen. Dass sie es besser
machen als die alten, ist noch lange
nicht gesagt. Und neue gute Stadtrats-
kandidaten wollen erst einmal gefun-
den sein. Ob solche die Parteien ein-
fach aus dem Zylinder zaubern können,
ist mehr als fraglich. – Gerade wenn
man sich an das «Affentheater» erin-
nert, das sie bei der Stadtpräsidenten-
wahl veranstaltet haben.

Fredy Stäheli
Redaktor

KONTRA

LANGSAM
KOMMT DER
HERBST
Die Morgenstimmung in Rei-
chenburg zeigt, wie schön der
Herbst im Linthgebiet sein
kann.Die Sonne spiegelt sich
an derWasseroberfläche.Und
sogar die GlarnerAlpen kann
man auf der glatten Fläche wie-
dererkennen. Einzelne Blätter
schwimmen obenauf und zei-
gen, dass es bald Herbst wird.
DieTage werden kürzer und
kälter.Trotzdem erfreut sich
die Bevölkerung auch im Okto-
ber noch ein wenig am schönen
Wetter.Denn noch ist es tro-
cken und warm. Bild: Manuela Matt

POLITGERASCHEL
VON MARKUS LINDER

Kleine helfen
den Grossen

Bekanntlich wird
der Nationalrat

in den Kantonen,
die aufgrund der
Bevölkerungszahl
mehr als nur einen
Sitz im Rat belegen
dürfen, im Proporz
gewählt. Das heisst: Jede Partei er-
hält von der Anzahl der Sitze im
Verhältnis so viele, wie sie ihren er-
zielten Stimmen entsprechen. Im
Grundsatz stimmt dies, im Einzelnen
dann aber doch nur bedingt. Denn
es gibt ja bei einer solchenVertei-
lung mathematisch immer einen
Rest (was dann jeweils zu den soge-
nannten Restmandaten führt). Und
der reine Proporz – heruntergerech-
net auf die einzelnen Parteien –
kann gemässWahlgesetz umgangen
werden, indem Listenverbindungen
konstruiert werden. So können die
Parteien die Stimmen möglichst op-
timal nutzen, denn eine Listenver-
bindung wird bei der ersten Unter-
teilung als eine einzige Partei be-
trachtet. Erst bei der zweiten Unter-
teilung wird dann innerhalb der
Verbindung errechnet, wer vom zu-
sammengeschlossenen Lager wie
viele Sitze erhält (dies natürlich auch
wieder proportional).

Beim Eingehen von Listenverbin-
dungen kommen die Rechner und
Taktiker ins Spiel. Sie versuchen, für
ihre Partei die Situation zu optimie-
ren. Listenverbindungen nützen fast
immer nur den grösseren Partnern
des Pakets; die Kleinen sind also für
die Grossen nur Stimmenlieferanten.

Selbstverständlich wurde auch bei
den Schwyzer und St. Galler Par-

teien eifrig gerechnet, denn letztlich
hängt nicht weniger als ein Fünftel
aller Nationalratssitze von Listen-
verbindungen ab. Das Eingehen von
Verbindungen läuft dann – wie
könnte es in der Politik anders sein
– nicht immer rund. In St. Gallen
war anfänglich von einer grossen
Verbindung zwischen SP, Grünen,
Grünliberalen und EVP die Rede.
Es kam anders, die EVP wollte nicht
mit der SP koalieren. Die FDP stell-
te sich vor, die neue BDP als Stim-
menlieferantin ins Boot nehmen zu
können.Alles war schon fix verein-
bart, als die BDP plötzlich merkte,
dass sie so nie und nimmer zu einem
Sitz kommen kann.Also gab es kurz
nach der Hochzeit schon wieder die
Scheidung und ganz schnell eine
neue Liebe mit der GLP.

Und wer hat nun in Schwyz und
St. Gallen solche Päckli ge-

schnürt? In Schwyz gibt es ein links-
grünes Paket mit nicht weniger als
sieben Listen (samt EVP und zum
Beispiel einer Liste «Frischer
Wind»), eines der SVP (inklusive
einer Liste «Aktive Senioren»),
eines von FDP und BDP (samt der
Liste «Schwyzer Unternehmer») so-
wie eines der CVP. In St. Gallen ko-
alieren CVP und EVP, SP und Grü-
ne, SVP und EDU sowie GLP und
BDP.

Man darf also feststellen: In bei-
den Kantonen wird das Instrument
der Listenverbindung eifrig genutzt.
So werden vor allem die Stimmen je-
nerWählerinnen undWähler, die
sich für kleinere Parteien entschei-
den, nicht einfach «nutzlos» verpuf-
fen. Sie kommen wenigstens einer
geistig verwandten Partei zugut.

Und für den Polit-Beobachter ma-
chen es genau diese Listenverbin-
dungen jeweils schwierig, eine ver-
lässliche Prognose abgeben zu kön-
nen.
* Markus Linder, früher Kantonsrat (SP) und
Schulpräsident, ist Leiter der H.B.S.-Sprach-
schule Rapperswil und Journalismus-Dozent.

Bürgerliche uneinig in Atomfrage
RAPPERSWIL.DerArbeitgeber-
verband See und Gaster lud
wirtschaftsfreundliche National-
ratskandidaten amDonnerstag
zurWahlveranstaltung ein.

MARKUS RICHTER

Markus Hofmann vom Arbeitgeber-
verband See und Gaster begrüsste am
Donnerstagabend in den Räumen der
Wicor HoldingAG die Gäste zum öffent-
lichenWahlpodium.Als Gesprächsleiter
schickte er voraus, dass nurVertreter von
Parteien eingeladen worden seien, die
für den Arbeitgeberverband als wähl-
bare Kandidaten derWirtschaft in Frage
kommen. Die Sozialdemokraten sowie
die SVP-Kandidatin Barbara Keller-In-
helder seien deswegen nicht vertreten.
Auf dem Podium diskutierten von der
CVP Nationalrat Jakob Büchler (Rufi),

Kantonsrätin Yvonne Suter (Rappers-
wil-Jona) und Kantonsrat Beat Jud
(Schmerikon) sowie von der FDP Kurt
Weigelt (St. Gallen) und Kantonsrat Pe-
ter Zuberbühler (Gommiswald).

Die grundsätzliche Einigkeit bei den
von Hofmann eingebrachten Themen
wurde lediglich bei der Energiepolitik

deutlich aufgebrochen. Weigelt nannte
die von den nationalen Räten angenom-
menen Motionen eine «fahrlässige Sym-
bolpolitik». Büchler, der im Nationalrat
mit der Mehrheit abgestimmt hat, ver-
neinte den Vorwurf, dass die Ausstiegs-
debatte ein wahltaktisches Thema sei.
Suter begrüsste, dass dieWirtschaft nun

auf eine sichere Entscheidungsgrundlage
bauen könne. Ein Moratorium im Sinne
der FDP verursache Unsicherheiten.

Jud, Verwaltungsrat der St.Gallisch-
Appenzellischen KraftwerkeAG,wider-
sprach seinen Parteikollegen. Er sehe
keine Alternative, um die Leistungs-
fähigkeit der Atomkraft zu ersetzen.
Strompreiserhöhungen undAuslandsab-
hängigkeit würden nun drohen. Auch
Zuberbühler betonte, dass dieAlternati-
ven kurz- undmittelfristig nicht genügen
würden.Gerade die Grüne Partei verhin-
dere zudem denAusbau derWasserkraft-
nutzung.

Einig waren sich die Kandidaten, dass
die Ostschweiz bei Bahn- und Strassen-
projekten auf Bundesebene ins Hinter-
treffen geraten sei. Das Verbandsbe-
schwerderecht wurdemitAusnahme von
Suter deutlich abgelehnt. Bei der Hooli-
ganfrage wurde stärkere Repression ge-
fordert.

Diskutierten engagiert (von links): Jakob Büchler, Peter Zuberbühler, Yvonne Suter,
Gesprächsleiter Markus Hofmann, Kurt Weigelt und Beat Jud. Bild: zvg


